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mintang) mit 54%, sondern auch deut­

lich unter dem Ergebnis der DPP bei 

den Wahlen zur Nationalversammlung 

am gleichen Tag mit 29,85% der Stim­

men. Peng und seine Anhänger beklag­

ten sich darüber, daß die Parteiführung 

ihn nicht mit voller Kraft unterstützt 

habe. Andere sehen hingegen die Ursa­

che für Pengs Debakel darin, daß er ei­

nen radikalen Kurs für die Unabhängig­

keit Taiwans, d.h. gegen die Vereini­

gung mit dem chinesischen Festland, 

propagiert hatte. Ein großer Teil der 

DPP-Wähler distanzierte sich von ihm, 

so heißt es, weil man die Sicherheit 

Taiwans nicht durch weitere Eskalation 

der bereits gespannten Beziehungen mit 

Beijing gefährden wollte.

Als verantwortlich für die Niederlage 

seiner Partei trat Shi Mingde (Shih 

Ming-teh) von seinem Amt als DPP- 

Vorsitzender zurück. Der Wahlverlierer 

Peng dagegen gründete am 9. April mit 

seinen Anhängern überraschenderweise 

eine "Gesellschaft für Staatsbildung" 

(Jiangguohui). Er will nach eigenen 

Worten mit Unterstützung seiner 

2,28 Mio. Wähler die Idee des Aufbaus 

eines unabhängigen Staats Taiwan auf 

der Insel und international verbreiten. 

Zwar betonte er, die Gesellschaft sei 

keine Partei und werde auch nicht an 

Wahlen für öffentliche Ämter teilneh­

men; sie habe "mit der DPP nichts zu 

tun”, so Peng. Aber seine Wähler sind 

eigentlich auch die DPP-Wähler. Dar­

über hinaus übten die anderen Mitgrün­

der der Gesellschaft auf der Pressekon­

ferenz am 9. April in Taipei harsche 

Kritik an der DPP und bekräftigten, die 

bei den Präsidentschaftwahlen an Li 

Denghui verlorenen Stimmen zurückzu­

gewinnen. (LHB und CP, 10.4.96; ZZ,

19.4.96)

Im Gegensatz zu Peng und seinen An­

hängern, die als "dogmatische Gruppe" 

in der Unabhängigkeitsbewegung gilt, 

hält die "pragmatische Gruppe" inner­

halb der DPP, die die Parteiführung in 

der Hand hat, eine Kurs- oder Strate­

giekorrektur für erforderlich, um sich 

der politischen Realität anzupassen und 

schneller an die Regierungsmacht zu 

kommen. Es heißt, die Gründung eines 

unabhängigen Staats Taiwan solle nicht 

mehr im Vordergrund des politischen 

Programms stehen. Im Februar d.J. hat­

te die Partei unter dem damaligen Vor­

sitzenden Shi Mingde versucht, durch 

Zusammenarbeit mit der New Party 

(NP) im Gesetzgebungsyuan (Parla­

ment) die KMT-Regierung zu stürzen, 

obwohl die NP mit ihrem Standpunkt, 

an der Einheit des chinesischen Staats 

festzuhalten, eigentlich der größte Wi­

dersacher der DPP ist. (Siehe dazu C.a. 

1996/2, Ü 28.) Shis Nachfolger Zhang 

Junhong (Chang Chun-hung), der 

kommissarisch den Vorsitz der DPP 

übernommen hat, tendiert neuerdings zu 

einer "großen Koalition" (Dalianhe) mit 

der KMT. (LHB, 19.4.96; ZZ, 5.4.96)

Im Hinblick auf ihre schwache Mehr­

heit im Parlament will die KMT bei der 

bevorstehenden Regierungsumbildung 

nach dem Amtsantritt Li Denghuis als 

neuer direkt gewählter Staatspräsident 

im Mai einige Posten an nicht zu ihr 

gehörende Politiker geben, lehnt jedoch 

eine Koalition mit einer anderen Partei 

ab. Wenn einzelne DPP-Politiker das 

KMT-Angebot annehmen, wird sich die 

Spaltungsgefahr der größten Opposi­

tionspartei noch weiter verstärken. (ZZ, 

19. und 26.4.96; FCJ, 26.4.96) -ni-
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Demonstrationen in Hongkong gegen 

den von Beijing geplanten "Provisori­

schen Legislativrat"

Im Laufe des Berichtsmonats April gin­

gen viele Hongkonger auf die Straße 

aus Protest gegen den Plan Beijings, 

nach der Übernahme der britischen Ko­

lonie am 1. Juli des kommenden Jahres 

den erst im letzten September für vier 

Jahre demokratisch gewählten Legisla­

tivrat (Parlament) aufzulösen und an 

seiner Stelle einen "Provisorischen Le- 

gislativrat" zu gründen. Wie berichtet 

(C.a., 1994/6), hat die britische Kolo­

nialregierung unter Gouverneur Chris 

Patten nach fast zwei Jahre andauernder 

Auseinandersetzungen mit Beijing eine 

Wahlreform mit weitgehender Demo­

kratisierung per Gesetz durchgeführt. 

Die chinesische Regierung hielt ihm 

vor, dadurch gegen die ursprüngliche 

sino-britische Vereinbarung verstoßen 

zu haben. Sie kündigte an, nach der 

Wende 1997 "einen zweiten Kochherd 

einzurichten", d.h., wie oben bereits 

erwähnt, den jetzigen Legislativrat auf­

zulösen und für den Rest der Legisla­

turperiode (bis 1999) ein provisorisches 

Ersatzorgan zu bilden, das durch ein 

von Beijing eingesetztes Gremium ge­

wählt werden soll.

Die Briten haben bislang versucht, Bei­

jing zum Umdenken in diesem Plan zu 

bewegen. Am 24. März d.J. allerdings 

erstellte das unter dem chinesischen Na­

tionalen Volkskongreß stehende Vorbe­

reitungskomitee für die Übernahme 

Hongkongs offiziell eine Resolution 

über die Gründung des "Provisorischen 

Legislativrats" für Hongkong, und zwar 

noch vor der Wende 1997. Ein Mitglied 

aus Hongkong, das gegen die Resolu­

tion votiert hatte, darf sich nach den 

Worten Lu Pings, Direktor des Büros 

für die Angelegenheiten von Hongkong 

und Macau unter dem chinesischen 

Staatsrat, weder an dem Gremium für 

die Wahl des "Provisorischen Legisla­

tivrats" beteiligen, noch in dieses Organ 

gewählt werden. Am 31. März fand vor 

dem Hongkonger Hauptbüro der amtli­

chen chinesischen Presseagentur Xin­

hua, der offiziellen Vertretung Beijings 

in der Kolonie, eine Massendemonstra­

tion gegen das geplante undemokrati­

sche Parlament statt, an der über 800 

Menschen teilnahmen. (SCMP und FT,

1.4.96)

Eine zweite große Demonstration, an 

der rund 1.000 Menschen teilnahmen, 

fand am 14. April vor dem Hotel 

"Grand Hyatt" statt, in dem eine Kon­

sultationskonferenz über die Bildung 

des Gremiums für die Wahlen zum 

"Provisorischen Legislativrat" und des 

künftigen Regierungschefs von Hong­

kong unter Beteiligung der zuständigen 

Gruppe des Vorbereitungskomitee und 

Vertretern von Hongkonger Berufs- und 

Gesellschaftsorganisationen abgehalten 

wurde. Von der Teilnahme an der Kon­

ferenz ausgeschlossen wurde dabei die 

"Professional Teachers' Union", weil 

sie offen gegen den geplanten "Proviso­

rischen Legislativrat" eintritt. Statt des­

sen wurden zwei Vertreter der "Hong 

Kong Federation of Students" eingela­

den. Nachdem sie jedoch ebenfalls den 

Plan für dieses undemokratische Parla­

mentsorgan kritisierten, wurden sie un­

ter Zwang durch die Sicherheitsbeamten 

zum Verlassen der Konferenz genötigt. 

(SCMP, 15.4.96)

Nach den Worten Lu Pings, der auch 

bei der Konsultationskonferenz in 

Hongkong anwesend war, ist die Bil­

dung des "Provisorischen Legislativ­

rats" unabwendbar. Er gab Patten die 

Schuld daran mit dem Argument, daß 

China den jetzigen, nach Pattens einsei­

tiger Wahlreform gewählten Legislativ­

rat nicht akzeptieren kann. Der geplante 

"Provisorische Legislativrat" fülle nur 

eine Lücke in der Gesetzgebung, so Lu. 

(DGB, 20.4.96)

Die Zusammensetzung des Legislativ­

rats ab 1999 wird im chinesischen 

Grundgesetz für Hongkong detailliert 

festgelegt. Danach soll die Zahl der di­

rekt gewählten Abgeordneten stufen­

weise erhöht werden, -ni-
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Zunahme ausländischer Bewohner in 

Hongkong

Obwohl Hongkong bereits Mitte 1997 

an China zurückgegeben wird und viele 

Einheimische emigrieren wollen, lassen 

sich immer mehr Ausländer, vor allem 

Briten, in der "Noch"-Kolonie nieder. 

Einem Bericht der SCMP (8.4.96) zu­

folge betrug die Gesamtzahl ausländi­

scher Bewohner im Februar d.J. 

446.506, das sind 31.506 mehr als vor 

zehn Monaten, darunter 139.300 aus 

den Philippinen (Ende 1991: 72.000), 

36.000 US-Amerikaner (21.000), 

34.500 Briten (16.000), 29.000 Kana­

dier (15.000), 25.900 Indonesier 

(k.A.), 25.100 Thailänder (17.000), 

24.200 Japaner (11.000), 21.100 Au­

stralier (13.000, 21.000 Inder (18.000) 

und 13.900 Malaysier (12.000).

Hongkong hat insgesamt über sechs 

Millionen Einwohner. Davon haben 

rund 700.000 einen ausländischen Paß. 

Rund 3,5 Millionen besitzen eine BNO 

("Britisch National Overseas")-Paß, 

aber kein Aufenthaltsrecht in Großbri­

tannien. (Vgl. dazu C.a., 1996/1,

Ü 30) -ni-
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Macaus Fläche verdoppelt

Die portugiesische Enklave Macau, die 

aus der Halbinsel Macau sowie zwei 

vorgelagerten Inseln, nämlich Taipa 

und Coloane, besteht, hat sich seit Ende 

des 19. Jahrhunderts durch Landauf­

schüttungen um mehr als das Doppelte 

an Fläche vergrößert. Der jüngst in 

Macao Panorama veröffentlichten sta­

tistischen Angabe zufolge beträgt die 

Gesamtfläche 23,5 qkm im Jahre 1994, 

d.h. 2,2mal mehr als zur letzten Jahr­

hundertwende (10,29 qkm), davon ent­

fallen auf die Macau-Halbinsel 

9,1 qkm (6,05 qkm i.J. 1985), auf Tai­

pa 6,33 qkm (7,09 qkm) und auf Colo­

ane 8,07 qkm (7,09 qkm). (XNA, 

11.4.96)

1995 zählte Macau nach offiziellen Sta­

tistiken des Macao Statistics and Cen- 

sus Department insgesamt 424.000 Be­

wohner, 2,4% mehr als im Vorjahr. 

Die Geburtenrate lag 1995 bei 1,41% 

und die Sterberate bei 0,32%. Darüber 

hinaus gab es 1.286 ausländische und 

1.921 festlandchinesische Einwanderer. 

Die Anzahl der illegalen Einwanderer 

wurde zugleich auf 4.154 geschätzt, 

25,3% höher als 1994. (XNA, 7.4.96) 

Die Kolonie wird nach einer Vereinba­

rung zwischen Lissabon und Beijing 

Ende dieses Jahrhunderts an China 

zurückgegeben, -ni-
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Renormalisierung

Drei Jahrzehnte lang hatten die Chinesen im Zeichen des 

Maoismus einen Winter des Unbehagens durchleben müs­

sen, der sie bis in die täglichen Lebensgewohnheiten hin­

ein begleitete - und sie frösteln ließ.

Erst seit Beginn der Reformen, d.h. seit 1978, hat sich 

hier ein Wandel abzuzeichnen begonnen. Wenn der damals 

angelaufene Kurs subjektiv so befriedigend und auch ob­

jektiv höchst segensreich verlaufen ist (man denke an die 

immer neuen Wachstumsrekorde!), so hatte dies nicht nur 

darin seinen Grund, daß die Reformen theoretisch solide 

durchdacht waren, sondern daß sie vor allem eine Renor­

malisierung in Gang gesetzt haben, die dem einzelnen das 

Gefühl vermittelte, nicht mehr gegen den Strich gebürstet,




